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KURZ KOMMENTIERT
Rentenpolitik

Ohne Konzeption

Die Bonner Koalitionspartner haben sich verständigt, 
wie das 1984 in der Rentenversicherung drohende Defi­
zit zu vermeiden ist. Unter anderem sollen bei der Bei­
tragsberechnung Sonderzahiungen wie z. B. das Weih­
nachtsgeld gezwölftelt und dem monatlichen Einkom­
men zugeschlagen werden. Diese Maßnahme trifft aus­
schließlich die Bezieher mittlerer Einkommen, bringt je­
doch fast ebensoviel Geld in die leeren Rentenkassen 
wie eine abermalige Beitragssatzerhöhung um einen 
halben Prozentpunkt. Die Aktualisierung der Rentenan­
passung -  es sollen nur noch die Lohnerhöhungen des 
letzten Jahres herangezogen werden -  spart 1984 zu­
sätzlich ca. 1,4 Mrd. DM.

Angesichts dieser Absichten muß man den verant­
wortlichen Soziaipolitikern abermals Konzeptionslosig- 
keit und Neigung zu Taschenspielertricks bescheini­
gen. Allerdings haben sie bei der Überwindung der kurz­
fristigen Liquiditätsengpässe zumindest Entschlußkraft 
und Konsensfähigkeit bewiesen -  Eigenschaften, die 
ihnen bei der erforderlichen langfristigen Stabilisierung 
der Rentenfinanzen noch völlig abgehen. Hier haben 
sich die Koalitionspartner auf den kleinsten überhaupt 
vorstellbaren Nenner geeinigt: auf die sattsam bekann­
te Tatsache, daß eine Strukturreform notwendig ist.

Wie die vom Verfassungsgericht verlangte Gleich­
stellung von Mann und Frau in der Rentenversicherung 
und die Harmonisierung der Entwicklung von Pensio­
nen und Renten erreicht werden sollen, wird daher auch 
nach der Regierungserklärung völlig offen sein. Ebenso 
unklar bleibt, wie das Rentensystem an die langfristige 
demographische Entwicklung angepaßt werden soll. Ei­
ne politisch aussichtsreiche Idee dazu kam vom Bun­
desarbeitsminister: Die Rentenversicherung soll wei­
testgehend autonom werden. Damit ließen sich zumin­
dest die Probleme der Politiker lösen. Sie wären von 
dem Zwang befreit, in regelmäßigen Abständen unpo­
puläre Entscheidungen treffen zu müssen -  denn Wohl­
taten sind in den nächsten 50 Jahren nicht mehr zu ver­
teilen. er

Arbeitszeitverkürzung

Kein Bein in der Tür

Besondere Aufmerksamkeit gilt bei den diesjährigen 
Tarifabschlüssen den Vereinbarungen über die Arbeits­
zeit. Geht es doch für die Gewerkschaften darum, den
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übenwiegend theoretischen Diskussionen über die Ar­
beitszeitverkürzung allmählich ein Ende zu setzen. Die 
IG Chemie meint nun, mit ihrem Verhandlungskompro­
miß ein Bein in der Tür zur Verkürzung der Wochenar­
beitszeit zu haben: Ab 1. September d. J. erhalten alle 
Beschäftigten der Chemieindustrie, die das 58. Lebens­
jahr vollendet haben, sogenannte Altersfreizeiten von 
umgerechnet zwei Stunden, ab 1. Januar 1987 von vier 
Stunden pro Woche bei vollem Lohnausgleich. Davon 
begünstigt sind rd. 8 % der Arbeitnehmer in der Che­
miebranche. Für alle anderen Beschäftigten wurde die 
40-Stunden-Woche bis Ende 1987 festgeschrieben.

Darüber, daß mit dieser Vereinbarung keinesfalls der 
Einstieg in die 38-Stunden-Woche mit der Folge einer 
höheren Zahl an Beschäftigten gelungen ist, lassen die 
Arbeitgeber keinen Zweifel aufkommen: Bei vollem 
Lohnausgleich werde die Verkürzung der Arbeitszeit 
über Produktivitätssteigerungen aufgefangen, und so­
mit sei der beschäftigungspolitische Effekt gleich Null. 
Der Arbeitszeitverkürzung für ältere Arbeitnehmer wur­
de, so die Arbeitgeber, nur aus sozialen Gründen zuge­
stimmt.

Inzwischen sollte es auch den Gewerkschaften klar 
sein, daß Arbeitszeitverkürzungen höchstens dann 
nennenswerte arbeitsmarktpolitische Erfolge haben 
können, wenn sie nicht zu zusätzlichen Kostenbela­
stungen der Unternehmen führen. Mit der Festschrei­
bung der Arbeitszeit für über 90 % der Beschäftigten im 
Chemiebereich hat im übrigen die IG Chemie selbst zu 
erkennen gegeben, daß sie den von ihr beschrittenen 
Pfad wohl doch nicht als Einführung einer verkürzten 
Wochenarbeitszeit ansieht. Durch diesen Teil des Tarif­
abschlusses hat sie aber den von anderen Gewerk­
schaften inzwischen vorgesehenen Weg, Produktivi­
tätssteigerungen auf eine verkürzte Arbeitszeit und auf 
Lohnzuwächse aufzuteilen, möglicherweise erschwert.

dw

Schneller Brüter

Noch zu stoppen?

Seitdem der Bundestag im Dezember den politischen 
Vorbehalt gegen die Inbetriebnahme des Schnellen 
Brüters aufgehoben hat, steht einem stärkeren finan­
ziellen Engagement von Stromerzeugern und Reaktor­
bauern eigentlich nichts mehr im Wege. Dennoch hat 
der Forschungsminister Mühe, die Wirtschaft zu ent­
sprechenden Zusagen zu bewegen, damit der Fortgang 
der Bauarbeiten trotz der Knappheit öffentlicher Mittel 
auch über den Mai hinaus gesichert ist.

161



KURZ KOMMENTIERT

Verwunderlich ist die reservierte Haltung der Wirt­
schaft allerdings nicht. Denn immer mehr erweist sich 
das Projekt Schneller B rüter- und ähnliches gilt für den 
Hochtemperaturreaktor-als Faß ohne Boden. Wurden 
die gesamten Baukosten 1980 noch auf 3.9 Mrd. DM 
geschätzt, so sind es heute bereits 6,9 Mrd. DM, und es 
wäre optimistisch anzunehmen, daß es dabei bleibt. Die 
kommerzielle Anwendung der Brütertechnik sollte oh­
nehin erst im nächsten Jahrtausend erfolgen. Mittler­
weile haben das Ausbleiben der entarteten Uranver­
teuerung und die stark gestiegenen Baukosten den 
Zeitpunkt der Wirtschaftlichkeit weiter in eine unbe­
stimmte Zukunft verschoben.

Anschlußprojekte an den Kalkar-Brüter sind denn 
auch von der Industrie nicht vorgesehen. Sollten sie 
dennoch einmal in Angriff genommen werden, so wird 
kaum das technische Konzept von Kalkar, sondern eher 
das französische zur Anwendung kommen. Da offen­
sichtlich weder an dem -  zu teuren -  Strom aus Kalkar 
Interesse besteht, noch die dort zu erprobende Technik 
viel Nutzen verspricht, kann die Weiterführung der Bau­
arbeiten -  wenn sie im Mai vom Kabinett beschlossen 
werden sollte -  nur als weiteres Beispiel für die Erfah­
rung dienen, daß einmal begonnene Großprojekte nicht 
mehr zu stoppen sind. ma

Frankreich

Entrüstung über Sparprogramm

M ehr Empörung als die Nichteinhaltung von Wahlver­
sprechen ruft die Rücknahme von Wahlgeschenken 
hervor. Dies bestätigt sich gegenwärtig in Frankreich. 
Nach der massiven Förderung des privaten Verbrauchs 
zu Beginn ihrer Amtszeit 1981 sah sich die Regierung 
Mauroy nunmehr im Zusammenhang mit der dritten Ab­
wertung des Franc im EWS gezwungen, zur Bekämp­
fung des außenwirtschaftlichen Ungleichgewichts den 
Verbrauch kräftig zu beschneiden. Die privaten Haus­
halte haben die Hauptlast des Sparpakets zu tragen.

Die schon bei relativ niedrigen Einkommen fühlbar 
werdende Erhöhung der Abgabenlast durch eine 
Zwangsanleihe und eine Sonderabgabe sowie eine hö­
here Besteuerung von Genußmitteln haben zu dem weit 
verbreiteten Urteil „unsozial“ geführt. Dieser Vorwurf 
trifft die sozialistische Regierung hart, ist doch die Her­
stellung von mehr Verteilungsgerechtigkeit ein zentraler 
Punkt ihrer Politik. Weitaus schmerzlicher als die Be­
schneidung der Gesamtnachfrage, die auf 2 % des So­
zialprodukts geschätzt wird, empfinden die Franzosen 
aber offensichtlich die Einengung der Freizügigkeit 
durch eine drastische Beschränkung der Zuteilung von

Reisedevisen. Abgesehen von grundsätzlichen Ein­
wendungen gegen einen derartigen Dirigismus trägt 
dies der Regierung viel Ärger, aber sicherlich nur wenig 
Linderung der außenwirtschaftlichen Probleme ein.

Angesichts des anhaltenden Profeststurms werden 
einige Maßnahmen wohl noch entschärft werden. Aber 
selbst ohne derartige Korrekturen erscheinen die von 
der Regierung für 1984 genannten Ziele, die Handelsbi­
lanz auszugleichen und die Teuerungsrate auf 5 % zu 
reduzieren, als überaus ehrgeizig. Einer Umfrage zufol­
ge haben denn,auch inzwischen 57 % der Franzosen 
„kaum Vertrauen", daß die jetzige Regierung Frank­
reich aus der Krise führen könne. wt

Polen

Sinnlose Sanktionen

Die Sanktionen einiger westlicher Staaten gegen Polen 
- z .  B. der Entzug der Meistbegünstigung durch die USA 
-  entbehren, ökonomisch gesehen, nicht der Absurdi­
tät. Durch sie werden die ohnehin beschränkten Export­
möglichkeiten und in der Folge die Fähigkeit Polens, 
seine Schulden zurückzuzahlen, zusätzlich reduziert. 
Die Konsequenz ist, daß die Kredite der Banken notlei­
dend werden und vom Staat übernommen werden müs­
sen. sofern sie staatlich verbürgt sind. Die Sanktionsko­
sten trägt also ausschließlich der westliche Steuerzah­
ler.

Ähnlich ökonomisch sinnlos war der vor mehr als ei­
nem Jahr als Reaktion auf die Verhängung des Kriegs­
rechts erfolgte Abbruch der Verhandlungen der westli­
chen Regierungen mit der polnischen Regierung über 
die Umschuldung der 1982 fälligen staatlichen und 
staatlich verbürgten Kredite in Höhe von ca. 6 Mrd. S 
(einschließlich Zinsen). Eine Wiederaufnahme der Ge­
spräche ist bisher nicht in Sicht, obwohl die Privatban­
ken bereits im Herbst 1982 eine Umschuldungsverein­
barung mit den Polen abgeschlossen haben und zur 
Zeit die Verhandlungen für die 1983 fälligen unverbürg­
ten Kredite vorbereiten. Der weiterhin bestehende Zu­
stand der Nicht-Regelung von ca. 6 Mrd. S aus 1982 
kommt im Grunde einer großzügigen Stundung gleich 
und konterkariert die ursprünglichen Sanktionsabsich­
ten.

Die westlichen Regierungen sollten also so schnell 
wie möglich die Suche nach einer Lösung der Finanzie­
rungsprobleme wieder aufnehmen, zumal sich der An­
teil der staatlichen Forderungen an den Gesamtforde­
rungen gegenüber Polen durch die IJbernahme notlei­
dender, aber regierungsverbürgter Bankenkredite stän­
dig vergrößert. gab
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